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Der Staatsfeind 
Mit dem Radikalenerlass von 1972 begann eine Zeit, in der angehende Beamte wegen politischer Überzeugungen nicht vereidigt 

wurden. Matthias Wietzer ist DKP-Mitglied und durfte zwölf Jahre nicht als Lehrer arbeiten. Die Folgen spürt er noch heute. 

Von Yannick von Eise-nhart Rothe 

Hannover. Matthia.s \11/ietzer war 
27 J ahre alt, als ihn der Staat zum 
Verfassungsfeind erklärte. Als unge· 
eignet dafür, Kinder zu unterrichten. 
Mehrals zwölf Jahre lang kämpfte er 
dafür, seinen Traumberuf Lehrer aus­
üben zu dürfen. Er war zwar erfolg­
reich , leidet aber bis heute unter den 
Folgen des Berufsverbots - auch f i· 
nan ziell. Grundlageda.für warder so· 
genannle Radikalcne rli:lss, den die 
damalige Bundesregierung aus SPD 
und FDP am 28. Januar 1972 be· 
schloss. 

1978 wartel Wietzer darauf, eine 
Einladung zur Vereidigung als Be­
amter zu erhalten. Staudessen erhäll 
er eine Vorladu ng ins niedersächsi· 
sehe Innenministerium. Unter <mde· 
rcm wird ihm vorgeworfen, an Ver· 
Sammlungen der Deutschen Korn· 
munistischcn Partei (DKP) teilge· 
nommen und für diese kandidiert zu 
haben. Außerdem habe er 20 Mark 
an die Zeitung der DKP gespendet. 

Diese Vonvürfe ha t Wietzer nie 
bestritten, trotzdem nennt er sie 
~skandalös~. ,, Man sprach einerSeilS 
von freien Wahlen, auf der anderen 
Seite wurden Mitglieder von legalen 
Pa.rte ien bespitzelt, fotografiert und 
dan n an der Berufsausübung gehin· 
dert. Das is t nicht mein VersUindnis 
von Demokratie", sagt Wietzcr, der 
heute mit seiner Frau in Linden 
wohnt 

Wie tzer wirkt s&.chlich und nüch· Ma.lthl~s Wletler ha.t etliche Dokuml!nte1 Gedächtnisprotokolle von Prozessen1 Pmtestplakateund BQd"ler aus der Zeltder Berufsverbote aufbewahrt. FOTO: NANCY tiEUSEl 

lern, wenn er enlihll. Spricht mit ru· 
hige r Stimme lieber über Fakten als 
über Gefühle. Wie akribisch er dle 
Dokumente C!.us der Zeit seines 
Kampfes gegen das Berufsverbot 
archiviert hat und wie g<mau er sich 
an alles erinnert, zeugt aber davon, 
wie sehr ihn das Ganze auch Jahr· 
zehnte später noch beschäftigt. 

Dass se ine politische Einstellung 
für ihn zum Problem werden kOnn· 
te, wurde Wietzer schon während 
des Studiums in Göttingen klar. Er 
hatte sich sc:hon früh für Marxismus 
interessiert, der Vietnamkrieg poli· 
tisierte ihn weiter, er wurde Teil der 
Studentenbewegung. 1973trater in 
die DKP ein, deren Mitglied er bis 
heute ist. "Mir ging es vor aUem da· 
rum, mich für Frieden c in:tusetzen ", 
sagt er. 

Versteckspiel gibt er schnell auf 
Als e r im gleichen Jahr auf d em 
Marktplatz in Göttingen Spenden für 
Vietnam sammelte , habe e r seine 
Brille a bgcnommen und se ine langen 
Haaro Im Rollkragonpulli vorsloekl. 
sagt er. ~Ich wwste, dassich vom Ver· 
fassungsschutz fo tografiert werde." 

Dieses Verstcc:kspiel habe er aber 
bald aufgegeben . .. ln eine r Demo· 
kr.!ltic ist es wichtig, zu seiner politi· 
sehen Meinung zu stehen, finde ich. " 

"Ein lnqulsltlonsverfahren41 

Und so rindet e r s ic:h ein paar Jahre 
später im kleinen Sit2:ungssaal des 
Innenministeriums in Hannover wie· 
der ... Anhörung ist ein beschönigen· 
d es Wort, das warein lnquisitionsver· 
fahren ", sagt Wietzer. Dreieinhalb 
Stunden sei er von Juristen ausge· 
quetsc:ht worden. 

Laut einem Gcdtic:htnisprotokol.l, 
das \Vie tzer bis heute aufgehoben 
hat, w~rd er mehrmals gefragt, ob e r 
an Versammlungen de r DKP teilge· 
nommcn habe und ob er Mitgl.iedsci. 
Ersteres räumt er e in, auf Letzteres 
antworte t er, dass er die Frage für 
ve rfassungswidrig halte. Er beteuert 
seine Verfassungstreue und ver· 
urte ilt die Taten d er RAP-Terroristen. 
Trotzdem ist wenig später klar, dass 
er kein Lehrer werden darf. 

E• f<>lgon Jahrodor Un<i<horholl. 
.. Mcinoe Lebensplanung wurde :ter· 
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stört .. , sagt Wietzer. Er wechselt zwi· 
sc:hen Gelegenheitsjobs und Arbeits· 
losigkclt. Zwei Jahre l&.ng sitzt er für 
die DKP im Rat der Sta.dt Ha.nnover. 
Trolldem will er unbedingt Lehrer 
werden . .. Es war mein Traumberuf~, 
sagt er. Noch vie l mehr geht es lhm 
aber um Gewchtigkeit. Insgesamt 
(finf Gerichtsprozesse führt er, alle 
erfolglos. 

Solidarität vom sp ät eren Kanzler 

In seinem Kampf ist Wie l:wr damals 
nicht a llein. Auch in der Gesellschaft 
gibt es Widerstand gegen die Berufs· 
verbote. 1980 schalte t die Gewerk· 
sc:haft Erziehung und Wissenschaft 
e ine Zeitungsanzeige, die Wictzers 
Einstellung a ls Lehre r fordert. Hun· 
derte Unte rstütze rinnen und Unter· 
s tützerhaben sie unte rzeichnet. D&.· 
runter auch: der spätere Bundes· 
kanzlcr Gcrhard Sehröder (SPD). 

Sehröder ist es schließlich auc:h, 
der die Berufsverbotspraxis in Nie· 
dersachscn nach se ine r Wahl zum 
Minislorpriisldonton 1990 absohaffl. 
1991 wird Wie tzer an der Brinker 
Schule Lungenhagen als Lehre r für 
S1Jort und Sozialkunde angestellt, 
e in J ahr späte r auf Lebenszeit ver· 
beamlel. Dort bitübt e r bis zum Ein· 
tritt in d en Ruhestand 2014. Erbliokt 
ge rn au! seine Zeit aLs Lehre r 'l.U• 

rüc:k. Die Zeit seines Berufsverbotes 
oder sein Engagement in de r OKP 
habe i.m Unte rricht nie eine Rolle gc· 
spielt, sagt er ... Innerht~lb d erSchule 
hat die e igene parte ipolitische 
Orientie rung nichts :tu suchen, ega l, 
obCDUodcrDKP. " 

De utlich verringerte Pe nsion 

Heute is t Wietzer 70 Jahre alt - und 
kämpfl immer noch. Und zwar für {i· 

nan.zielle Entschädigung. Wegen der 
9ut zwölf Jahre, die er nic:ht arbeiten 
durfte, ist seine Pension um Hund er· 
te Euro niedriger. 2017 sprach der 
niedersächsische Landtag Betroffe· 
n en des Radikalene rlasses sein Be· 
dauern aus und beauftragte e ine 
Kommission, die Folgen aufzuarbei· 
ten. Eine finanzielle Rehabilitation 
9lbt es aber bis heute nic:ht. 

gierung ist vorgesehen, .. Verfas~ 
sungsfcinde schneller als bisher .. aus 
dem Dienst zu entfernen. 

secbekämpft werden könnte, lässt er 
nicht gelten. Dafür reiche se iner 
Meinung nach Grundgesetz, Straf· 
und Disziplinarrecht, das konse· 
quenl angewendet werden müsse. 
.. Vor 50 J ahren hätte Brecht nic:ht 
Deutschlehre r und Pic:asso nic:ht 
Kunstlehrer werden dürfen. Oiesen 
Fe:hler d&rf man nicht wiederholen ."' 

~Finanziell geht es mir pe rsönllc:h 
nic:ht sc:hlec:ht, es geht aber um die 
Anerkennung d es Unrechts. Außer· 
d em leben nicht wenige der ßetroffe· 
n en in od<.•r am Rande der Allersar· 
mut", sagt Wie tzer. Mehrere Briefe 
.an Ministerpriisident Stephan \oVeil 
und Innenminister Boris Pistorius 
waren bisher erfolglos, sein Anlieg en 
wurde mit Hinwels auf eine fehlende 
Rechtsgrundlage abgelehnt. 

nFe hler nicht wiederholen•• 

.. Das sind sehr geHihrliehe Tenden· 
zen", sagt Wietzer. Auc:h die Argu· 
ment&.lion, dass so Redttsextremis· 
mus in Polizei und Bundeswehr bes· 

Wietzer hHt noch e in weiteres An· 
liegen: Und zwar, dass so etwas wie 
d er Radikalenerlass nicht noch ein· 
m al passiert. Genau die Gefahr sieh t 
er aber g erade, weil zum Beispiel 
Brandenburg plant, Boamlo auf V•r· 
fassungstreue zu überprüfen. Auch 
im KoalitionsvertrHg d er Ampelre· 

Dlls Bild zeigt Matthlas Wletzer (links) gemeinsam mit anderen Betroffenen bei 
einer Demonstration 1978 vordem 0Qernt"lliUS in Hannover. FOfO: PRIVAT (ARCHIV) 

SO Jahre Radikalenerlass 

Der Radika lenerlass .. auch 
Extremistenbeschluss ge· 
nannt - wurde! am 28. Januar 
1972 von d•r Bundesregle· 
rung aus SPD und FDP unt~r 
Bundeskanzler Willy Brandt 
vcrabschiedC!t. Er sah vor, 
d ass Bewerberinnen und Be-­
werber für den ÖffC!nllichen 
Dienst auf ihre Verfassungs· 
1reue durchleuchtet werden. 

Auch Ober Menschen, die 
schon Beamtenstatus hat· 
ten. konnten sogC!nannte Re· 
gelanfragen beim Verfas­
sungsschutz gestellt werden. 
um zu OberprOfen, ob lnfor· 
malloncn Ober sie vorlagen. 
Im Bund wurde der Erlass 
1976 wieder aufgehoben. die 
Bundestander wendeten Ihn 
aber wesentlich langer an. 

ln Niedersachsen wurde n 
bis %ur Abschaffung1990 el· 
wa l72000 Reg• lanrragen 
g•slellt mehr ols 130 Men· 
sct"len wurden aus dem Lan· 
desdienst entfernt oder n icht 
llngenommen. Obwohld e r 
Beschluss sich orHzi•ll gegen 
Rechts· und Linksextremis­
mus richtete, traf er in der 
Praxis Oberwiegend Men-

sehen. die ln legalen linken 
Gruppierungen aktiv wuen. 

1995 gab der Europlisehe 
Gerichtshof fOr Menschen· 
rechte der betroffenen Leh· 
rerln Oorothea Vogt recht 
und urteilte. dass die Berufs· 
verbote gegC!n die Europil­
sehe Menschenrechtskon· 
vention ve rstießen. ycr 


